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Vorwort 

Die vorliegende Untersuchung versteht sich als Beitrag zur gegenwärtigen 
Diskussion um die Novellierung des Rechts der Landschaftsplanung im Sinne 
einer im Entwurf eines Umweltgesetzbuches - Allgemeiner Teil vorgeschlage-
nen Umweltleitplanung. Anband einer empirischen Untersuchung der Land-
schaftsplanung am Maßstab der Umweltleitplanung wird ein diesbezüglicher 
normativer Ausbau der Landschaftsplanung empfohlen und dieser sowohl hin-
sichtlich seiner umweltethischen Bezüge als auch der (verfassungs-)rechtlichen 
Möglichkeiten näher untersucht. 

Das Manuskript geht in wesentlichen Teilen auf ein von Erbguth im Mai 
1992 für das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-
heit erstattetes Rechtsgutachten zurück. Das Manuskript ist sodann aktu-
alisiert und insbesondere um philosophische Aspekte der Novellierung des 
Rechts der Landschaftsplanung erweitert worden. Überdies war auf erste Kri-
tik auf die im Gutachten bereits enthaltenen und hier weiter verfolgten Vor-
schläge einzugehen. 

Rostock, im November 1993 Wilfried Erbguth Bodo Wiegand 
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Vorbemerkung 

Thematischer Ansatzpunkt nachfolgenden auf die Landschaftsplanung 
bezogenen Beitrags zur Novellierung des Naturschutz- und Landschaftspflege-
rechts ist der Befund von Kloepfer et al., daß derzeit eine eigenständige inte-
grale, die umweltspezifischen Erfordernisse öffentlicher Planungen unter-
einander koordinierende Umweltplanung im Sinne einer Umweltleitplanung 
nicht bestehe. Die Haltbarkeit dieser Aussage wird im folgenden anband ver-
schiedener umweltrelevanter Planungen beurteilt, wobei die Landschaftspla-
nung den Schwerpunkt der Auswertung bilden soll. 

Angesprochen sind damit zunächst die Landschaftspläne gem. §§ 5 - 7 
BNatSchG und der entsprechenden Vorschriften der Länder, wobei wegen der 
Bedeutung regionalen Umweltschutzes das Schwergewicht auf die Pläne der 
regionalen Ebene und damit die Landschaftsrahmenpläne gelegt wird. Weiter-
hin sind in diesem Zusammenhang wasserwirtschaftliche Pläne von Relevanz; 
auch hier soll schwerpunktmäßig auf die wasserwirtschaftliche Rahmenpla-
nung abgestellt werden. Ergänzt wird die Darstellung durch die exemplarische 
Auswertung von Luftreinhalteplänen aus Nordrhein-Westfalen. 

Rechtliche Grundlagen sind damit die im UGB-AT vorgeschlagenen Nor-
men über die Umweltleitplanung als Prüfungsmaßstab sowie die derzeit gel-
tenden Rechtsgrundlagen umweltrelevanter Planungen. Diese seien daher zu 
Beginn kurz dargestellt (1. Teil). Wegen der im folgenden vorrangigen Be-
rücksichtigung der Landschaftsplanung, genauer: der Landschaftsrahmenpla-
nung, beschränkt sich die Darstellung auf die dazu maßgeblichen Rechts-
grundlagen. Das Recht der im übrigen herangezogenen Fachplanungen wird 
jeweils - soweit erforderlich - bei Erörterung dieser Pläne kurz angesprochen. 

Vgl. K/oepjer et al .• UGB-AT, S. 186; vgl. auch Schmidt-Aßmann, DÖV 1990, 
S. 169 (169 f.). 



16 Vorbemerkung 

Im Zentrum der Bearbeitung steht eine dahingehende empirische Auswer-
tung2, inwieweit in der gegenwärtigen Praxis bereits dem integrativen Ansatz 
im Sinne einer Umweltleitplanung gefolgt wird oder ob die verschiedenen 
Pläne medial und damit allein an fachlichen Gesichtspunkten des jeweiligen 
Umweltbereichs orientiert sind3 (2. Teil). 

Auf den dabei gewonnen Erkenntnissen aufbauend wird überprüft, mWle-
weit eine Steigerung der Effizienz des Umweltschutzes durch planerische Be-
rücksichtigung der ökologischen Synergismen am Maßstab der im UGB-AT 
entwickelten Umweltleitplanung de lege lata4 erreichbar ist oder ob dieses 
Ziel durch Tätigwerden des Gesetzgebers erreicht werden muß (3. Teilt 

Soweit das Ergebnis begründet werden kann, daß die geltenden gesetzli-
chen Maßgaben für die Landschaftsrahmenplanung einer Überprüfung am 
Maßstab der im UGB-AT konzipierten Umweltleitplanung nicht standhalten, 
werden vor dem Hintergrund von Vorschlägen zur Novellierung des Rechts 
der Landschaftsplanung Überlegungen angestellt, welche Möglichkeiten der 
Gesetzgeber de lege ferenda besitzt, die Landschaftsrahmenplanung als Um-
weltleitplanung auszugestalten6• Dabei werden insbesondere nicht nur Fragen 
der (umwelt)ethischen Legitimität, sondern auch die Kompetenzverteilung der 
Verfassung zu beachten sein (4. Teil). 

2 Zur Bedeutung des Sammelns von Erfahrungswissen in diesem Bereich vgl. 
Erbguth unter Mitarbeit von Benz und pachel, Weiterentwicklung raumbezogener 
Umweltplanungen, S. 152 f. 

3 Zur historisch gewachsenen, medialen Ausrichtung vgl. Schmidt-Aßmann, DÖV 
1990, S. 169 (170); Kloepfer et al., UGB-AT, S. 200. 

4 Zur Kritik am Instrument der Landschaftsplanung aufgrund mangelnder Effizi-
enz in der Vergangenheit vgl. SRU, Umweltgutachten 1987, Tz. 411; Hahn, Das 
Recht der Landschaftsplanung, S. 4 f.; Deixler, NuR 1990, S. 357 (359); Umweltbe-
richt 1990 des Bundesumweltministers, BT-Drs. 11/7168, S. 201; Pfeifer / Wagner, 
DVBI. 1989, S. 789 (789 f.); Erbgulh, NuL 1991, S. 197 (197); gegenteilig Hahn-
Herse, Kommunale Landschaftsplanung nach rheinland-pfälzischem Modell; in: 
Landschaftsplanung: Aufschwung für die Umwelt, S. 14 (14 f.). 

s Zu - aus der Kritik an der mangelnden Effizienz des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege, insbesondere der Planungsinstrumente resultierenden - gegenwär-
tigen Refonnvorhaben vgl. Gassner, UPR 1988, S. 321 ff. (321). 

6 Dazu bereits Erbgulh, Rechtssystematische Grundfragen, S. 147 ff.; umgekehrt 
sehen Kloepfer el. al., UGB-BT, § 178 mit Begründung (Druckfahne S. 47 ff.) mit 
geringfügigen ModifIkationen ein Aufgehen der Landschaftsplanung in der Umwelt-
leitplanung vor; näher unten, 4. Teil, sub B. III. 



Erster Teil 

Überblick über die rechtlichen Grundlagen 
der empirischen Auswertung 

Prüfungsmaßstab für die empirische Auswertung verschiedener Umwelt-
pläne ist das im UGB-AT entwickelte Modell einer Umweltleitplanung; Prü-
fungsgegenstand sind die hier vorrangig auszuwertenden Landschaftsrahmen-
pläne auf der Grundlage des Naturschutzrechts des Bundes und der Länder. 
Im folgenden soll daher eine kurze Übersicht über den Entwurf der Um-
weltleitplanung (A.) sowie über das derzeit geltende Recht der Land-
schaftsplanung gegeben werden (B.). 

A. Der Prüfungsmaßstab: 
Entwurf einer Umweltleitplanung im UGB-AT 

Prüfungs maßstab für die Bewertung des gegenwärtigen Standes umwelt-
relevanter Planungen ist die im Entwurf eines Umweltgesetzbuches kon-
zipierte Umweltleitplanung l • Diese orientiert sich allgemein am Modell einer 
medienübergreifenden, umweltspezifischen Leitplanung, in welcher die beste-
henden, vorrangig raumbezogenen Fachplanungen des Umweltschutzes so 
weit wie möglich zusammengeführt werden2• Trotz der grundsätzlich un-
terschiedlichen Konzeptionen der umweltrelevanten Fachplanungen soll die 
Umweltleitplanung die gemeinsamen Standard formen , wie etwa die Festle-
gung von Vorranggebieten, Gütestandards3 sowie objektbezogenen Maßnah-

I Kloepfer et al., UGB-AT, S. 185 ff. 
2 Kloepfer et al., UGB-AT, S. 199 f.; Ritter, ZAU 1991, S. 294 (296); zuletzt 

Erbguth, DVBI. 1992, S. 1122 (1123); allgemein Steiger, AöR 117 (1992), S. 100 
(104). 

3 Gütestandards spielen derzeit vor allem in der wasserwirtschaftlichen Planung 
eine Rolle, dazu 2. Teil, sub IIl. 

2 Etbguth I Wiegand 


